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Das 21. Jahrhundert wird das Jahrhundert der Lebenswis-
senschaften werden. Dies gilt besonders auch im ökonomi-
schen Sinne, denn entscheidende Innovations- und Wachs-
tumsimpulse werden von der Gesundheitswirtschaft
ausgehen. Die Qualität der Gesundheitsversorgung wird
zudem zunehmend zu einem harten Standortfaktor, denn
sie hat einen nicht unerheblichen Einfluss im internatio-
nalen Wettbewerb um Führungskräfte und Facharbeiter.

Deutsche Medizintechnik, Innovationen der pharmazeu-
tischen Industrie und erfolgreiche Prozessideen zur Opti-
mierung und Integration der verschiedenen Sektoren sind
bereits heute hochtechnologische Exportgüter. Diese Posi-
tion gilt es im Sinne des Standortes Deutschland auszubau-
en. Denn schon heute ist der Gesundheitssektor ein Wachs-
tumsmarkt mit rund 4,3 Millionen Beschäftigten in
Deutschland. Zum Vergleich: In der Automobilindustrie
sind es gerade einmal 750.000 Beschäftigte. Und die meisten
dieser lokal verankerten personalintensiven Dienstleistun-
gen lassen sich kaum nach Osteuropa oder China auslagern.

Trotz dieser Potenziale nehmen wir diese Branche viel-
fach ausschließlich als Kostenfaktor wahr, wir betrachten
sie vornehmlich aus dem Blickwinkel staatlicher Daseins-
fürsorge. Dabei kann ein innovationsträchtiger Gesund-
heitssektor Deutschland in vielerlei Hinsicht bereichern:
Er bietet den Menschen eine hochwertige medizinische
Versorgung, erhöht damit die Lebensqualität und sichert
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ihre Lebens- und Arbeitskraft. Gleichzeitig bietet er Millio-
nen Arbeitsplätze und großes Wachstumspotenzial, nicht
zuletzt in einer alternden Industriegesellschaft.

Um zu verhindern, dass wir das Gesundheitswesen wei-
terhin ausschließlich nur als Kostenfaktor wahrnehmen,
muss das gesetzliche System anders finanziert werden. Bishe-
rige Reformbemühungen waren stets von dem Antrieb gelei-
tet, den Ausgabenanstieg im Gesundheitswesen zu bremsen.
Angesichts steigender Beitragssätze und damit wachsender
Lohnzusatzkosten war eine Kostendämpfungspolitik unver-
meidbar. Dies hat Wachstum behindert und Wettbewerb fast
nur um den niedrigsten Preis stattfinden lassen. Eine ver-
änderte Finanzierungsgrundlage für die gesetzliche Kranken-
kasse könnte dagegen den Wettbewerb um die höchste Ver-
sorgungsqualität zu den niedrigsten Verwaltungskosten
entfachen. Dies käme Leistungserbringern des Gesundheits-
wesens zugute, zugleich liegen niedrige Lohnzusatzkosten
sowie geringe Ausfallzeiten im volkswirtschaftlichen Inte-
resse. Letztlich aber profitieren davon vor allem die Patien-
ten – um die geht es schließlich im Gesundheitswesen.

Aus dieser Erkenntnis heraus schlägt die Union einen
Systemwechsel hin zur solidarischen Gesundheitsprämie
vor. Sie würde die Lohnbezogenheit beenden und die Lohn-
zusatzkosten auf einen Schlag um mehr als 14 Prozent re-
duzieren. Der solidarische Ausgleich würde sich auf dieje-
nigen Personen beschränken, die eine Unterstützung
tatsächlich benötigen würden. Ein Zuschuss aus Steuer-
mitteln für sozial Schwächere würde es jedem Versicherten
ermöglichen, die durchschnittliche Prämie zu begleichen.
Die Prämie selbst entfachte eine ganz andere Preissignal-
wirkung, als wir sie heute erleben. Denn so wird der Ver-
gleich von Preis und Leistung der einzelnen Kassen ohne
Dreisatz und Taschenrechner für jeden auf den ersten Blick
möglich, und das dürfte die Wanderungsbewegungen und
damit den Wettbewerb zwischen den Kassen beflügeln.

122

Jens Spahn



Der mit dem GKV-Wettbewerbsstärkungsgesetz be-
schlossene Gesundheitsfonds enthält bereits erste Ele-
mente und lässt sich jederzeit in diese Richtung weiterent-
wickeln.

Die Dynamik im Gesundheitswesen ist ungebrochen
hoch. Dies gilt für die regelmäßig wiederkehrenden Geset-
zeswerke ebenso wie für die Ausrichtung der verschiede-
nen Sektoren. Mit dem neuen Vergütungssystem hat eine
zunehmende Prozessorientierung in den Krankenhäusern
eingesetzt, die Arzneimittelvertriebsstrukturen stehen
ebenso zur (europäischen) Diskussion wie das Angebot der
ambulanten ärztlichen Leistung. In das Gesundheitswesen
hat seit geraumer Zeit die Gesundheitsökonomie Einzug
gehalten: Vertragsärzte schließen sich in Medizinischen
Versorgungszentren zusammen, ehemals öffentlich getra-
gene Krankenhäuser werden durch private Investoren über-
nommen, und Ärzte und Physiotherapeuten erweitern ih-
ren Tätigkeitsrahmen um zahlreiche privat zu erstattende
Zusatzleistungen. Dies ist ein wachsender Markt. Über
100 Milliarden Euro werden im Gesundheitswesen bereits
heute im Bereich der privat zu erstattenden Leistungen
umgesetzt – Tendenz stark steigend.

Zudem werden nach und nach wettbewerbliche bzw.
marktgängige Instrumente in das bestehende System ein-
gefügt, von den Festbeträgen über Festzuschüsse bis zu
den Rabattverträgen und Ausschreibungen. Nichtsdesto-
weniger bleibt zu fragen, inwieweit die einzelnen Bau-
steine kohärent zueinander passen. Nicht umsonst fordern
nahezu alle politischen Parteien in ihren Programmen
mehr Wettbewerb im Gesundheitswesen – um dann jedoch
in der konkreten Ausgestaltung meist sehr vage zu bleiben.

Die gesetzlichen Krankenkassen stehen in einem rauen
Wettbewerb untereinander. Seit Mitte der Neunzigerjahre
haben die gesetzlich Versicherten unter Einhaltung von
Kündigungsfristen die Möglichkeit der freien Wahl ihrer
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Krankenkasse, unabhängig von Einkommen, Alter und
Risiko. Da der Leistungskatalog aller Kassen zu über 95
Prozent identisch ist, konkurrieren sie bald vor allem über
den Zusatzbeitrag, ihre Servicequalität, über den Beitrags-
satz oder neuerdings auch über Wahltarife. Der Grundsatz
einer solidarischen Grundversorgung, nach der jeder Zu-
gang zum Versicherungsschutz haben soll, wurde so ge-
schickt kombiniert mit den positiven Wirkungen, die der
Wettbewerb auf die Effizienz und die Qualität des Angebo-
tes haben kann.

So sind die gesetzlichen Krankenkassen eigentlich
längst Wirtschaftsunternehmen. Und sie sollten rechtlich
auch so behandelt werden – nicht mehr als mittelbare
Staatsverwaltung, sondern privat- und wettbewerbsrecht-
lich. Denn längst haben sich kartellrechtlich problema-
tische Konstellationen ergeben: Krankenkassen kontrahie-
ren heute selektiv mit Ärzten, Apotheken oder
pharmazeutischen Herstellern und spielen dabei ihre
Marktmacht voll aus. Natürlich – wer den Wettbewerb
zwischen den Kassen um das beste Angebot für den Kun-
den will, muss den Kassen auch die Möglichkeit geben,
im Verhältnis zu den Leistungserbringern zu differenzie-
ren. Hier besteht die (schwierige) Aufgabe darin, sauber
abzuschichten zwischen Regulierungen, die notwendig
sind, um eine flächendeckende Grundversorgung im gan-
zen Land sicherzustellen, und dem normalen Markt-
geschehen zwischen Anbietern und Nachfragern von Ge-
sundheitsdienstleistungen: In ihm müssen öffentliche
Ausschreibungen stattfinden, der Missbrauch markt-
beherrschender Stellungen muss unterbunden werden,
und dadurch muss ein fairer Wettbewerb gegenüber und
zwischen den privaten Anbietern gewährleistet werden.
Daher sollten hier die Spielregeln des deutschen und des
europäischen Wettbewerbsrechts Anwendung finden –
und zwar nicht nur analog, wie es der § 69 SGB V heute
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vorsieht, sondern unmittelbar und einschließlich der Auf-
sicht des Kartellamtes und der Zuständigkeit von Zivilge-
richten.

Deutschland besitzt heute eine sehr dichte heilberufliche
Infrastruktur. Um auch weiterhin die flächendeckende Ver-
sorgung durch Ärzte, Psychologen, Physiotherapeuten oder
Apotheker im ländlichen Raum gewährleisten zu können,
benötigen wir künftig Vergütungssysteme mit besonderen
marktkonformen Anreizwirkungen. Dazu zählen die Zu-
schläge für die Versorgung im ländlichen Raum, Hilfen bei
der Übernahme von Apotheken und Arztpraxen oder die fle-
xiblen Bausteine, die das Vertragsarztrechtsänderungsgesetz
anbietet (wie etwa Zweigpraxen oder die vereinfachte An-
stellung von Ärzten in einer Praxis). Gleichzeitig werden
sich manche Berufsbilder erweitern. Es ist seit einigen Jah-
ren zu beobachten, dass sich die ärztlichen Fachgesellschaf-
ten der Forderung zahlreicher Gesundheitsökonomen, das
Betätigungsfeld heilberuflicher, jedoch nicht-ärztlicher Be-
rufsgruppen um ärztliche Tätigkeiten zu erweitern, unter
dem Eindruck des demografischen Wandels nicht mehr ver-
schließen. Zuletzt hat der Sachverständigenrat zur Begut-
achtung der Entwicklung im Gesundheitswesen eine solche
Neuordnung der Kompetenzen gefordert.

Im Gesundheitswesen sind die Weichen so zu stellen,
dass wir den Bürgern auch künftig ein System anbieten
können, dass den medizinisch-technischen Fortschritt ab-
zubilden vermag. Das bedeutet höhere Eigenverantwor-
tung, Selbstbeteiligungen und Leistungsausschlüsse. Alle
Maßnahmen müssen – so steht es schon heute im Sozialge-
setzbuch V – ausreichend, zweckmäßig und wirtschaftlich
sein und dürfen das Maß des Notwendigen nicht über-
schreiten. Die Durchsetzung des Wirtschaftlichkeitsgebots
setzt notwendigerweise eine Evaluation der im Gesund-
heitswesen verankerten Steuerungsinstrumente voraus.
Sämtliche Leistungsbereiche unterliegen der Rationalisie-
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rung. Dennoch werden die Beitragslasten in allen Siche-
rungssystem weiter steigen – alle anderen Vorstellungen
sind illusionär.

Es werden nie alle Versicherten die gleichen Leistungen
erhalten, denn es gab und gibt immer Menschen, die sich
ein Mehr leisten können und wollen. Entscheidend ist –
und das ist das eigentliche Herzstück der solidarischen
Krankenversicherung – dass alle unabhängig von Alter,
Einkommen und Geschlecht eine ordentliche Grundver-
sorgung auf dem Stand des medizinischen Fortschritts er-
halten, welche vor den elementaren Gesundheitsrisiken
schützt.

Gerade um die gesetzliche Krankenversicherung in die-
ser Kernaufgabe zu stärken, brauchen wir mehr private
Vorsorge. Wir werden uns in Zukunft vermehrt über den
Umfang der privaten Zusatzversicherungen, über Alters-
rückstellungen und generationengerechtere Lösungen in
den Sozialversicherungssystemen Gedanken machen müs-
sen. Leider sehe ich dazu auch bei der aktuellen Pflegere-
form keine Ansätze. Schade, dass die SPD in der Großen
Koalition hier nicht mehr zugelassen hat.

Die Gesundheitspolitik ist in den modernen Industrie-
staaten die soziale Frage des 21. Jahrhunderts. Denn hier
wird nicht nur Geld (um)verteilt, sondern Lebensqualität,
Lebenschancen und, wenn es hart wird, auch Lebensjahre.
Dies gilt um so mehr angesichts des medizinisch-tech-
nischen Fortschritts. Desto dringender ist es, angesichts
begrenzter Ressourcen gerade in diesem Bereich auch ver-
teilungsethische Debatten noch einmal neu zu führen.
Dies muss und soll auch gerade Aufgabe der Christlich-De-
mokratischen Union sein. Denn auch ein Wachstums-
markt Gesundheitswirtschaft ist kein Selbstzweck. Viel-
mehr soll er den Menschen dienen.
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